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53. Sitzung des Hanſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch 4 — ter v. d. Heydt, Handelsminiſter Graf Itzenplitz und meh⸗ 
ere Meg. Commiſſarien. Erſter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der 
Finanz⸗Commiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die definitive Un⸗ 
tervertheilung und Erhebung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen 
Provinzen des Staates. (Ref. Abg. v. Fock.) Die Commiſſion hat dem aus 
54 Paragraphen beſtehenden Geſetzentwurfe der Regierung einen anderen ent⸗ 
gegengeſtellt, der jedoch mit dem erſteren im Weſentlichen übereinſtimmt, die 
Reihenfolge der Paragraphen in Etwas ändert und ihre Faſſung nur an 
zwölf Stellen amenditt, nämlich am Eingange des Geſetzes und in 11 Para⸗ 
ſraphen, nämlich in § 2, 3, 12, 16, 19, 24, 26, 32, 35, 42 und 45. Sie 
dat neben der Bezeichnung der verſchiedenen in dem Geſez enthaltenen Ma: 
terien eine Zuſammenſtellung aller auf jede derſelben bezüglichen Beſtimmun⸗ 
gen an derſelben Stelle vorgenommen. 

Es find zu dem Entwurfe, den die Commiſſion vorgelegt, folgende Ab: 
änderungs⸗Anträge eingebracht: 11 

1) Von dem Abg. v. Schöning: Im g 23 am Schluſſe ftatt: „um mehr 
als 25 pom Hundert“ zu ſetzen: um mehr als 10 vom Hundert“. (In 
$ 23 wird nämlich eine Grundſteuer⸗Ueberbürdung nur dann als vorhanden 
anerkannt, wenn durch eine wiederholte Einſchätzung einer Liegenſchaft in die 
Klaſſen des definitiven Tarifs feſtgeſtellt wird, daß der für dieſelbe in der 
Mutterrolle verzeichnete Reinertrag den aus der wiederholten Einſchätzung ſich 


ergebenden Reinertrag um mehr als 25 vom Hundert des letzteren 
re 3 
2) Von dem Abg. d. Binde (Hagen): zu 


g 5 28 folgenden Zuſatz anzu⸗ 
nehmen: „Die vorſtehenden Beſtimmungen (SS 21—28) kommen auch in den 
weſtlichen Provinzen zur . (Dieſe Paragraphen handeln von den 
Beſchwerden wegen Grundſteuer⸗Ueberbürdung.) 

3) Von dem Abg. 1 Dem $ 33 des Geſetz⸗Entwurfes folgende 
Faſſung zu geben: § 31. Die Koſten, welche durch die zum Zwecke der Unter: 
vertheilung und beziebungsweiſe anderweiten Feſtſtellung der Grundſtener⸗ 
Hauptſumme nach § 86 — 28 und 30 auszuführenden Arbeiten innerhalb der 


einzelnen Provinzen und communalſtändiſchen Verbände (§ 1) entſtehen, wer: 


n — mit Ausnahme der von den Reclamanten zu tragenden Koſten unbe⸗ 
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Kündeter Reclamatſonen (§ 18, $ 27), ſowie der nach § 29 den Gemeinden, 
den Inhabern der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und den den beſonderen Grund: 
jteuer » Erhebungsbezirken angehörenden Grundſteuerpflichtigen obliegenden 
Leiſtungen bis zur Höhe von 1,628,904 Thlrn. auf die Staatsfafje übernom⸗ 
men, — Zur Ausgleichung mit den weſtlichen Provinzen ſind ferner 580,036 
Thaler einſtweilen von der Staatskaſſe vorzuſchießen und derſelben ſeitens der 
Grundbeſitzer in den öͤſtlichen Provinzen, beziehungsweiſe communalſtändiſchen 
Verbänden (88 45—48) nach Maßgabe der Grundſteuer⸗Veranlagung binnen 
zehn Jahren nach der näheren, dieſerhalb von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden 
Anweiſung nach und nach wieder zu erſtatten. | 
4) Von dem Abg. v. Brauchitſch (Genthin): Dem § 31 folgende Faſſung 
zu geben: Die Koften, welche durch die zum Zwecke der Unterbertheilung und 
9 anderweiten Feſtſtellung der Grundſteuer⸗Hauptſummen nach 
83 6—28 und 30 a d Arbeiten innerhalb der einzelnen 11 
und communalſtändiſchen Verbände ($ 1) entſteben, werden — mit Aus: 
nahme der von den Reclamanten zu tragenden Koſten unbegründeter Recla⸗ 
mationen (8 18, § 27), ſowie der nach § 29 den Gemeinden, den 8 
elbftftändigen Gutsbezitke und den den beſonderen Grundſteuer⸗Er 
ehörenden Grund ich 


bun 
e e 7 er en 
. Beem mmt ch in den weſt⸗ 
l 115 1. Gaarden), 1) Den, F 4l des Commiſſions⸗ 
f ich de 63 gie Vorlage) lautend: Stadt Berlin ger 
amt für directe Seen 


10 der 

rundſteuer durch das d bf beſtehende Haupt ⸗ 
zu perwerfen; gehn ) die königliche Staats⸗ 
regierung aufzufordern: die Einziehung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer in 
der Stadt Berlin, ebenſo wie in den übrigen Gemeinden des Staats, der 
Stadtgemeinde Berlin alsbald zu übertragen ($ 40 des Commiſſions⸗Entwurfs 
und § 14 des Geſetzes, betreffend die Einführung einer allgemeinen Gebäude: 

ſteuer vom 21. Mai 1861, Geſetzſammlung de 1861 S. 317), 

6) Von dem Abg. Senff: Den letzten Abſatz des § 42 von dieſem zu 
trennen, ihn als beſonderen § 43 einzufügen und danach die Bezeichnung der 
olgenden eden u ändern. (Der letzte Abſatz des § 42 lautet: „Der 

erluſt an 8 eiträgen, welche als uneinziehbar anerkannt werden, 
die Staatstaſſe“.) — 14 f 
Abg. v. Schöning (gegen das Geſetz): Ich erlaube mir, einige Be⸗ 


[ denken geltend zu machen, die ſich auf mehrfache Beſchwerden aus meinem 


Kreiſe gründen, und zwar in Bezug auf den Hauptinbalt des Geſetzes, wel⸗ 
cher in der Annahme liegt, daß die Vertheilung der Grundſteuer bis auf die 
Gutsbezirke und Gemeindevecbände feſtſteht. Das vorliegende Geſetz iſt ein 
Ausführungsgeſetz zu dem Grundſteuergeſetz vom 21. Mai 1861. Dies ließ 
ſich auf zwei Wegen weiter ausführen, entweder auf dem von der Regierun 
jetzt eingeſchlagenen oder auf dem Wege der Contingentirung auf die einzel⸗ 
nen Provinzen. Die Denkſchrift, welche die Regierung über das Geſetz vom 
21. Mai 1861 verfaßt hat, 1 7 I 1 ſich nur darum handle, eine Unter: 
lage zu gewinnen für die derhältnißmäßig gleiche Vertheilung des ganzen 
Contingents von 10 Millionen, und daß für die weitere Vertheilung in den 
öftlihen Provinzen die Materialien, welche bei den Gemeinheitstheilungen ge: 
wonnen ſeien, als ee dienen ſollten. 
der Commiſſton erklärte die Regierung ferner, daß fie es ſehr wohl 
für denkbar halte, daß in den verſchiedenen Provinzen verſchieden derfahren 
werden könnte; die Regierung wolle ih darin freie Hard halten und nur als 
letzten Mahftab die Einſchätzung im Auge behalten. 7 beſtimmt § 3 
des Geſetzes, daß nur das Haubtcontingent feſtgeſtellt, di; weitere Vertheilun 
dann aber nach Maßgabe der Verhältniſſe der eee bewirkt 
werden ſolle. Dem ſtellte die Veranlagungs⸗Commiſſton den Tarif auf, 
danach wurde die 500 BUNG vorgenommen und dann das Reclamations⸗ 
— . — eröffnet, jedoch nicht geſtattet, gegen die Höhe der Tariſſätze zu 
reclamiren. Es wurde nur der Commiſſion das Recht gegeben, in letzter 
Inſtanz Aenderungen daran vorzunehmen. Gleichmäßigkeit iſt aber durch 
dies Verfahren in keiner Weiſe hergeſtellt worden; ſo iſt in meinem Kreiſe 
in derſelben Kiga ein Bauer von 56 Thlr. auf 31 Thlr., ein anderer von 
88 Thlr. auf 37 Thlr. herabgeſetzt worden. Ueberhaupt iſt ſtets die Anſicht 
eltend gerraht worden, daß die unteren Steuerklaſſen im Verhältniß zu den 
dheren zu niedrig beſteuert ſeien. Deswegen muß ich mich alſo gegen das 
Princip des Geſetzes erklären, nachdem die Vertheilung bis auf die Gemein 
den und Gutsbezirke als bereits feſtſtehend angenommen wird. Man würde 
eee sehr d 30 we ne, va mar a 
e Anlageco nen gehör 2 glaube auch, daß man einzelnen 
Kreifen dieſen Vorbehalt geftatten kann. 
Reg.⸗Commiſſar Ambronn: Der Vorredner hat der Regierung zunächſt 
worfen, a mit ups früheren Verfahren in Widerſpruch gerathen 
ſei; derſelbe ſcheint mir dabei zu überſehen, daß das Geſetz nicht nach den 
Motiven der Regierung sam uner ert angenommen worden, ſondern 
enden ten abgeändert worden iſt. Das: 


elbe beſtimmt n 8 J, daß der Zweck des ganzen Verfahrens ſei die Er⸗ 
— ung des R i des ſteuerp acer Ghneigenthuns, um das 
Contingent von 10 Mill 


onen Grundſteuer e e auf die Provinzen, 
heilen. Nach dieſer 


ſoriſch dieſe Beträge in den einzelnen O en und Gemeinden vertheilen 
unter dem Vorbehalt der definitiven Regelung durch eſetz. Die Regie⸗ 
rung iſt alſo ahren, wenn fie in Ausführung des Grund⸗ 


us correct 
ſteuergeſetes zunächſt eine Verordnung erlaſſen und jetzt ein Geſetz vorgelegt 
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Bierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


6 (ee war deswegen in dem Geſetze ſelbſt ſchon das Reclamationsverfahren 
orgeſehen. 

Von demſelben iſt denn auch ein ziemlich ausgedehnter Gebrauch gemacht 
worden, da mehr als 5000 Beſchwerden angebracht worden ſind. Nach Er⸗ 
ledigung derſelben wurden dieſe Arbeiten der Centralcommiſſion vorgelegt 
behufs nochmaliger Prüfung, welche unter einigen Aenderungen die Feſtſtellung 
vornahm. Ich glaube, daß die Regierung nur die Aufgabe hat, die Geſetze 
ihrem Geiſte nach auszuführen, und das iſt hier geſchehen. Was beſſer ge⸗ 
weſen wäre als das Geſetz, hätte früher zur Sprache kommen müſſen, muß 
jetzt aber außer Betracht bleiben. Es iſt für mich nun ſehr ſchwer, dem Vor⸗ 


mir die genaue Kenntniß derſelben voraus hat. Aber die Reſultate, welche 
das bisherige Verfahren ergeben hat, ſind doch nicht der Art, daß die Anſicht 
des Herrn Vorredners dadurch gerechtfertigt wird. Der Kreis Pieritz iſt all⸗ 
gemein als f n wohlhabend bekannt und hat ſchon die Aufmerkſamkeit der 
Centralcommiſſion erregt und auch die Regierung hat nur wünſchen können, 
daß ſeinen Intereſſen Rechnung getragen werde. Es ſind gerade dort wieder⸗ 
holte Reviſionen vorgenommen worden und man hat die W ge⸗ 
wonnen, daß dort die Einſchätzungen ſehr mäßig ausgefallen ſind. Es iſt 
richtig, daß man von Haus aus gemeint hat, die Tariſſätze für die erſten 
Klaſſen ſeien im Verhältniß zu den unteren zu hoch; die Centralcommiſſion 
hat auch erwogen, ob einzelne Sätze einer beſonderen Aufbeſſerung bedürfen 
(Heiterkeit) und eine ſolche ſtellenweiſe vorgenommen. Man war ſogar zweifel⸗ 
haft, ob das ſchon genügend ſei, man iſt aber an dieſer äußerſten Grenze 
ſtehen geblieben. l N - 

Auf eine ausführliche Beſchwerde der dortigen Kreisſtände hat die Reglie⸗ 
rung, wenn fte auch auf eine örtliche Unterſuchüng nicht mehr eingehen konnte, 
doch Material geſammelt, um ſich darüber zu informiren und da ergiebt ſich 
denn, daß die Einſchätzungstaxe durchſchnittlich nur 64 Procent der durch⸗ 
ſchnittlichen Pachtpreiſe, nur 41 Procent der gewöhnlichen Kaufpreiſe (hört! 
hört!) und nur 53 Procent der landſchaftlichen Taxe beträgt. Ich glaube, 
daß man daraus die Ueberzeugung gewinnen kann, daß dem Kreiſe in keiner 
Weiſe nahe getreten iſt. Die Ausſtellungen des Vorredners ſind aber der 
Art, daß ſie gerade durch die Annahme dieſes Geſetzes erledigt werden. Die 
Regierung weiß ſehr wohl, daß einzelne Unregelmäßigkeiten vorkommen; aber 
fie hat das nicht ei 5 können, da das Grundſteuergeſetz nur den Reine 
ertrag feſtſtellen will, ohne Rückſicht auf einzelne Beſitzer. Gerade was er 
angeführt hat, ſpricht erheblich für die Nothwendigkeit des Geſetzes, durch 
deſſen Ablehnung die Intereſſen des Landes ſchwer geſchädigt werden würden. 
Ueber die Stellung der Regierung zu den ein zelnen vorliegenden Anträgen 
bemerke ich zunächſt, daß die Regierung die eingehende Thätigkeit der Com⸗ 
miſſion anerkennt und ſich mit den Aenderungen derſelben in der Oekonomie 
des Geſetzes einverſtanden erklärt. Der Antrag des Herrn v. Schöning 
würde das ganze Geſetz unbrauchbar machen. Nach der Lage des Grund⸗ 
ſteuergeſetzes kann man an die Regierung keinerlei Anforderung ſtellen, die 
feſtgeſtellten Sätze zu ändern. r 

Wenn dennoch nach den SS 21—28 noch ein Reclamationsverfahren zu⸗ 
gegeben wird, jo geſchieht dies deshalb, weil es doch immerhin möͤglich iſt, 
daß noch . 5 Mißgriffe vorkommen. Aber die Regierung hat aus den 
bisherigen Reclamationen die Ueberzeugung gewonnen, daß nur ſehr 17 
derſelben begründet waren, und ſich deswegen bereit erklärt, etwaige Ausfälle 
auf die Staatskaſſe zu übernehmen. Die Frage über die Bodenmiſchungs⸗ 
Verhältniſſe und die Ertra 4 — wird ſehr verſchieden beantwortet und es 
iſt deswegen ſchwer, die rechte Grenze zu finden. Die Regierung iſt deswegen 
blos an die äußerfte ihr möglich ſcheinende Grenze gegangen, indem ſie noch 
bei einer Differenz von 25 Procent den Anſpruch auf eine Ermäßigung gelten 
laſſen will. Durch die Annahme des Amendements v. Schöning würden eine 

e Maſſe von neuen Beſchwerden herbeigeführt werden, daß das frühere 
Reclamationsverfahren dagegen weit zurückſtehen würde. Die Arbeiten wür⸗ 
den wieder mehrere Jahre in Anſpruch nehmen und 4 bis 5 Millionen Koſten 
berurfachen. Die Preoierung. MIR ſich alſo entſchieden gegen das Amendement 
erklären. Es liegt ferner ein Antrag des Herrn v. Vincke vor, welcher die 
41 65 Provinzen den öſtlichen gleichſtellen will. Die Regierung will letz⸗ 

ere durchaus in keiner Weile bevorzugen; aber fie wollte dies erſt nach dem 
Abſchluß dieſes Geſetzes in Erwägung ziehen. g 

Eine vollſtändige Gleichſtellung läßt I bier überhaupt nicht erzielen, da 
der Grundſteuerdeckungsfond in den weltlichen Provinzen ſchon ſeit Jahren 
beſteht, in den öſtlichen aber nicht. Dieſe Verſchiedenheiten find indeß nicht 
der Art, daß nicht die weſtlichen Provinzen dieſelben Zuſchüſſe aus der 
Staatskaſſe erhielten, wie die öſtlichen. Es wäre alfo der Regierung geneh⸗ 
mer geweſen, dieſe Sache erſt nach Erledigung dieſes Geſetzes vorzunehmen; 
da indeß der Antrag jetzt ſchon vorliegt, ſo hat die Regierung keine Bedenken, 
demſelben waren Der Antrag von Brauchitſch mit dem Unteramende⸗ 
ment Weygold muß als unannehmbar bezeichnet werden. Es iſt immer als 
ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt worden, daß die Koſten der Untervertheilung 
von den Beſitzern ſelbſt getragen werden. Die Regierung hat ja auch das 
Princip, daß die Koſten für Steuern, die der Geſammtheit zu Gute kommen, 
auch von der Geſammtheit getragen werden ſollen. Aber ſchon der Bericht 
der Finanzcommiſſion hat darauf hiagewieſen, daß man, wenn andere Ver: 
hältniſſe und Rückſichten obwalten, von dieſem Grundſatze abweichen müſſe. 
Hier müſſen wir aber dieſe Rückſicht auf die weſtlichen Provinzen nehmen, 
gar L. Kr ſchon bezahlt haben auf Grund der Verordnung vom Der 
zember 5 f 

Allerdings find die Kataſter dort ſehr zu Statten gekommen, während in 
den öſtlichen Provinzen alle dieſe Arbeiten die meiſten Koſten verurſachen. 
Aber fie gewähren dafür auch den Grundbeſitzern ungeheuere VPortheile, da 
fie die Materialien geſchaffen haben, um die 1 — Vermeſſungen über⸗ 
flüſſig zu machen, da ſie jetzt für ſehr mäßige Gebühren Copien und Abſchrif⸗ 
ten haben können, welche früher das Zwanzigfache koſteten. Für den Güter: 
verkehr, die n 19 und die Aufnahme von Taxen iſt das von unbe⸗ 
rechenbarem Werth. Aber die een. des Staates geſtattet auch nicht die 
Uebernahme dieſer Koſten. Außerdem ift ja auch die General⸗Staatskaſſe 
darauf eingegangen, für die Rückerſtattung der Auslagen 10 Jahre Zeit zu 
laſſen. Auch die Commiſſton hat das anerkannt und die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen, daß die Regierung in dieſem Geſetz weit über die Forderungen hin⸗ 
aus entgegengekommen iſt, welche man auf Grund des Grundſteuergeſetzes 
ſtellen könnte; die Commiſſion hat es ferner ausgeſprochen, daß das Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes mehr im Intereſſe des Landes liegt, als in dem der 
4 Die Regierung muß alſo das Zustandekommen des Ge⸗ 
ezes weſentlich davon abhängig machen, daß ſolche Anträge abgelehnt wer: 
den, da auch die vorhin gerügten Unregelmäßigkeiten dann nach wie vor fort⸗ 
beſtehen müßten. i a . 

Was endlich den Antrag Hagen betrifft, ſo beträgt jetzt in Berlin die Ge⸗ 
bäudeſteuer 500,000 — und werden dafür 15,000 Thlr. geſetzliche Gebüh⸗ 
ren erhoben. Die Regierung iſt aber jetzt in der Lage die Steuer mit einem 
Aufwand von 4— 5000 Thlr. zu erheben und ſomit würden mit der Annahme 
des Antrages der Stadt Berlin jährlich 10— 11,000 Thlr. geſchenkt werden. 
nd wenn man, wie das conſequent wäre, noch weiter gehen und alle übri⸗ 
en directen Steuern ebenſo einrichten wollte, fo würde ſich dies Geſchend für 
Bin bei einem Gebührenbetrage von 54,000 Thlr. auf ca. 20— 30,000 Thlr. 
belaufen. Die Regierung hält fc nicht für berechtigt, dieſes Opfer zu bringen. 
Die Stadt Berlin hat auch keinen beſonderen Anſpruch darauf. Das Steuer⸗ 
erhebungsrecht iſt ein Hoheitsrecht, welches nur durch ein beſonderes Geſetz 
übertragen werden kann; das iſt jedoch bis jetzt noch nie geſchehen und hat 
auch praktiſch ein richterliches Erkenntniß feſtgeſtellt. daß dies ein Hoheitsrecht 
iſt. Den Antrag des Abg. Senff erkennt die Regierung als eine Verbeſſe⸗ 
rung an und ſchließt ſich demſelben an. 

Koh bp. v. Wedemeher ſpricht gegen die Härten des Reclamationsver⸗ 
ahrens. 

Der Reg.⸗Commiſſar Ambronn erklärt, daß die Ausführungen des Vor: 
rebners auf totalem Mißverſtändniſſe der 8 Beſtimmungen heruhen. 
Es handelte ſich immer nur darum, feſtzuſtellen, ob die Marken im Ganzen, 
nicht einzelne Felder, zu hoch oder zu niedrig veranſchlagt ſeien. 


1. v. Bonin (für die Vorlage): Die General⸗Discuſſion ſoll ſich nach 


der Geſchäftsordnung nur auf den Grundſatz des Geſetzes erſtrecken. Eine 
3 gegen den Grundſatz des Geſetzes iſt von den Vorrednern in 
er 


n ſe gemacht worden, ſie haben nur über Specialien geſprochen, 
ohne auf die generellen Veſtimmungen des Geſetzes r einzugehen. — 
Redner ſchließt ſich darauf in Bezug auf die allgemeinen Beſtimmungen den 


Zeitun 


redner zu folgen, wenn er auf Einzelheiten feines Kreiſes eingeht, da er vor [ji 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung. welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 17. Jannar 1867. 


Ausführungen des Reg.⸗Commiſſarius an, bemerkt, daß die Bemängelungen 
des Abg. v. Schöning mit gegenwärtigem Geſetze gar nichts zu thun hätten, 
und bittet ſchließlich, nicht durch Annahme ungeeigneter Amendements das 
ganze Geſetz zu gefährden. 

ie General⸗Discuſſion wird darauf geſchloſſen. Abg. v. Wedemeyer 
bemerkt perſönlich gegen den Reg.⸗Commiſſar, derſelbe habe ihm ganz falſche 
Anſichten in den Mund gelegt. Er habe nur behauptet, daß einzelne Com⸗ 
miſſarien in Reclamationsſachen zu hart verfahren ſeien. 1 } 

Nachdem der Berichterſtatter v. Fock noch auf die Wichtigkeit des vorlie⸗ 
genden Geſetzes hingewieſen und namentlich die Amendementsſteller gebeten, 
ich nicht durch die etwaige Ablehnung ihrer Amendements bewegen zu laſſen, 
gegen das ganze Geſetz zu ſtimmen, wird die Special⸗Discuſſion eröffnet. 

Abg. v. 3 halt den Behauptungen des Regierungs⸗Commiſſa⸗ 
rius gegenüber ſeine Bemerkungen über den Pyritzer Kreis aufrecht, ſucht 
dieſelben im Einzelnen zu beweiſen und erklärt, daß er gegen S 1 des Geſetz⸗ 
entwurfs ſtimmen würde, weil derſelbe das Princip des Geſetzes enthalte und 
er dieſes nach wie vor für ein ungerechtes erachten müſſe. 3 NE: 

Der § 1 wird darauf mit großer Majorität gegen die Stimmen einiger 
Conſervativen angenommen, desgleichen ohne Discuſſion die 88 2—22, Ebenſo 
wird, nachdem der Abg. v. Vincke (Hagen) ſich mit großer Lebhaftigkeit ge⸗ 
gen das Amendement des Abg. v. Schöning ausgeſprochen — die Annahme 
deſſelben hieße das ganze Geſetz auf den Kopf ſtellen und die ganze Grund⸗ 
ſteuerarbeit von Neuem anfangen — nachdem auch der Reg.⸗Commiſſarius 
Ambronn, ſowie der Berichterſtatter v. Fock den Ausführungen deſſelben 
ſich angeſchloſſen haben, der § 23 in der Faſſung der Regierungsvorlage ge⸗ 
nehmigt, das Amendement v. Schöning dagegen verworfen. 

Abg. v. Bonin empfiehlt auf das Dringendſte die Annahme des Amen⸗ 
dements des Abg. v. Vincke (Hagen), in Bezug auf welches er die Anſichten 
des Regierungs⸗Commiſſarius zu theilen erklart; nachdem auch der Abgeord⸗ 
nete v. Binde daſſelbe befürwortet hat, werden die SS 24 -28 mit dem er⸗ 
wähnten Amendement angenommen. ee l 

Gegen die 88 29 und 30 erhebt ſich kein Widerſpruch im Haufe. Zu 
§ 31 entwickelt der Abg. v. Brauchitſch in längerer Rede die Gründe, die 
ihn dazu bewogen haben, ſein Amendement zu ſtellen. Mit Rückſicht auf die 
bezügliche Erklärung des Regierungs⸗Commiſſarius jedoch, zieht er am Schluſſe 
ſeiner Erörterung Kin Amendement zurück. Das vom Abg. Wepgold einge 
brachte Amendement wird ebenfalls zurückgezogen, been $ 31, ſowie die 
88 32—40 angenommen. $ 41 wird zur Discuſſion geſtellt. 

Abg. Hagen vertheidigt ſein auf dieſen Paragraphen bezügliches Amen⸗ 
dement. Es liege gar kein Grund vor, weswegen für die Stadt Berlin eine 
Ausnahme von den allgemeinen Grundſägen ſtattfinden ſolle. Die Stadt 
Berlin mache keinen Anſpruch auf Begünſtigung vor anderen Städten; ſie 
verlange nur gleiche Rechte und gleiche Freiheiten wie die übrigen. Der von 
der Regierung für dieſe Ausnahme angeführte Grund ſei ein weſentlich Außer⸗ 
licher; der eigentliche Grund liege auf einem ganz anderen Gebiete, man wolle 
für den Staatsſäckel ein Stück Geld erlangen, das ſonſt der Stadt zu Gute 
käme, Das ſei nicht einmal ein fiscaliſch anſtändiges Motiv. } 

egierungs⸗Commiſſar Ambronn erwidert, der Staat habe die Ver⸗ 
pflichtung, die Staatsſteuern mit den möglichſt geringſten Koſten einzuziehen. 
n dieſem Falle würde aber eine Summe Erhebegebühren im Betrage von 
25,000 Thlr. der Stadt Berlin auf Koſten der übrigen Steuerzahler ge⸗ 
ſchenkt. Außerdem aber habe der Vorredner überſehen, daß die Steuererhe⸗ 
bung en Hoheitsrecht ſei und daß der Staat darüber verfügen könne, wie 
er wolle. 

Abg. Ziegler: Darüber ſtreiten wir mit dem Hrn. Commiſſar nicht, daß 
die Regierung zu dem 1 en Verfahren berechtigt und daß es voll⸗ 
ſtändig facultatib iſt, ob fie die Steuer ſelbſt erheben oder die Erhebung der 
Commune übertragen will. Aber es handelt fi ja de lege ferenda und 
zwar um ein für das ganze Staatsgebiet gleichmäßig geltendes Geſetz, nicht 
um die Beſchaffung eines Vortheils für den Fiscus um den Preis der Zer⸗ 
reißung des Staatsgebietes. Ueberall ſonſt bringt die Erhebung der Abgaben 


durch die Gemeinden und Städte dem Fiscus Nachtheil, in Berlin aber Vor⸗ 
theil, da bleibt etwas übrig. Nun kommt er und will das ſelbſt machen. 


Dieſe Art Geſetze zu machen nach dem jedesmaligen Vortheil für die Staats⸗ 
kaſſe, führt uns in große Unordnung. Die Gerichtsordnung ſagt zwar: wenn 
es darauf ankommt, ein Stück Geld zu erlangen, dann muß man den Fiscus 
loslaſſen. Sollen wir aber die Geſetzgeber loslaſſen, um für den Fiscus ein 
Stück Geld zu erlangen? Und nun denke man ſich den umgekehrten Fall, 
die Stadt Berlin erlitte einen Nachtheil: was würden Sie dazu ſagen, wenn 
der Fiscus für ſie ein menſchliches Regen fühlen und ihr zu Hilfe kommen 
wollte? Sie würden ſagen: gleiche Brüder, Sac Kappen, das Geſetz wird 
für Alle gemacht, Ihr Berliner habt gleiche Rechte mit allen Anderen, aber 
keine Privilegien! Darum bitte ich Sie, dem Antrage des Abg. Hagen 
zuzuſtimmen. 2 j ae l 

Abg. Hagen macht auf die allgemeinen finanziellen Verhältniſſe der 
Stadt Berlin aufmerkſam. r - ; 

Abg. v. Bonin bemerkt, daß es ſich nicht darum handle, für die Regie⸗ 
rung irgendwie ein Stück Geld zu erlangen, ſondern Überhaupt die Geſammt⸗ 
laſten der Steuerpflichtigen zu verringern, ſtatt dieſelben zu Gunſten der Stadt 
Berlin noch mehr zu erhöhen. 

Abg. Löwe: , 
dadurch, daß der Stadt Berlin die Tantiöme der Erhebungskoſten zu Gute 
kommt, wird keinem anderen Steuerpflichtigen irgend eine neue Laſt auferlegt. 
Die Stadt Berlin verlangt nur, daß ſie ebenſo behandelt werde, wie alle 
übrigen Städte. Uebrigens dürfen nicht blos die Finanzverhältniſſe des 
Staates, ſondern auch bolkswirthſchaftliche Gründe bei Erledigung dieſer 
Sache maßgebend ſein. 


raf Eulenburg: Die Hebegebühren haben doch nur den Zweck, 


die Koſten der Erhebung zu decken. Ergeben dieſelben nun aber einen dieſe 
Koſten überſchreitenden Ertrag, ſo haben die Gemeinden nicht nur keinen An⸗ 
ſpruch darauf, ſondern es würde ſogar principienwidrig ſein, fie darin ge: 
währen zu laſſen. 

Der Schluß der Discuſſion hierüber wird angenommen. Nachdem auch 
der Berichterſtatter v. Fock ſich gegen das Amendement erklärt hat, wird 
daſſelbe verworfen und § 41 ohne daſſelbe angenommen. 


Für das Amendement Senff erklären ſich ſowohl der Regierungs⸗ 


Commiſſarius wie der Berichterſtatter; daſſelbe wird demgemäß angenom⸗ 
men, desgleichen ohne Discuſſion ſämmtliche übrigen SS des Geſetzes. 

Das ganze Geſetz wird ebenfalls gen ehmigt, nachdem auf Vorſchlag des 
Berichterſtatters die Ueberſchrift deſſelben durch Hinzufügen der Worte „ſowie 
das Reclamationsverfahren bei Ueberbürdung“ erweitert worden iſt. 

Der zweite 


miſſion über den zentwurf, betreffend die Abänderung mehrerer Vor⸗ 


ſchriften über das preußiſche Poſttaxweſen. Der Geſetzentwurf, wie ihn 


die Commiſſion empfiehlt, laute: 

81, Der an Portoſatz für die innerhalb des preußiſchen Poſtgebiets 
gewechſelte Correſpondenz ſoll im Frankirungsfalle betragen: 

unter und bis 20 Meilen 1 Sgr., 
über 20 Meilen 2 Sgr. 

Bei unfrankirten oder unzulänglich frankirten Briefen tritt, auf Entfer⸗ 
fernungen über zehn Meilen, ein Zuſchlag⸗Porto hinzu, welches im einfachen 
Satze 1 Sgr. beträgt. ; 

2. Bei Briefen mit declarirtem Werthe ſoll auf Entfernungen über 
zehn Meilen das Gewichtsporto für frankirte und unfrankirte Sendungen ſtets 
nach denjenigen Sätzen erhoben werden, welche für unfrankirte gewöhnliche 


Briefe nach § 1 maßgebend find. . 8 5 
n A Für Päckereien bewendet es bei den bisherigen Minimal⸗Porto⸗ 
e 


en. 

4 Die dem Poſt⸗Taxweſen für Verſendungen zum Grunde zu legenden 
e werden nach deutſchen (geographiſchen) Meilen beftimmt, Das 
Poſtgebiet wird in quadratiſche Taxfelder von höchſtens zwei deutſchen Meilen 
Seitenlänge eingetheilt, Der directe Abſtand des Diagonal⸗Kreuzpunkts des 
einen von dem des anderen Quadrats bildet die Entfernungsſtufe, welche für 
die Taxirung der wer ar von den Poſtanſtalten des einen nach denen des 
anderen Quadrats maßgebend iſt. 


D 
r n 3 

85. Das gegenwärtige Geſetz kommt vom 1. Juli 1867 ab in An⸗ 
wendung. 


er ſoeben angeführte Grund iſt nicht zutreffend. Denn 


sone der TD. iſt der Bericht der Handels:Com: 
eſe 


bei den Entfernungsſtufen ſich ergebenden Bruchmeilen bleiben un⸗ 
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Der Geſetzentwurf der Staatsregierung unterſcheidet ſich im § 1 dadurch, 
daß das Zuſchlag⸗Porto für unfrankirte Briefe ſchon für Briefe auf Ent: 
fernungen über 5 Meilen erhoben werden fol, während nach dem Commiſ⸗ 
ſionsbeſchluß dies erſt bei Entfernungen über 10 Meilen eintreten ſoll. — 
Derſelbe Unterſchied iſt im § 2 bei Briefen mit declarirtem Werth zwiſchen 

der Regierungsvorlage und dem Commiſſionsentwurf. . 

Ref. Abg. Becker emrfiehlt die Commiſſionsvorlage. Allerdings werden 
dadurch nicht alle Wünſche befriedigt; die Commiſſion hat aber geglaubt, ſich 
in dem engen Rahmen halten zu müſſen, um eine Verſtändigung mit der 
Landesverwaltung erzielen zu können und die Erreichung der zur Zeit mög: 
Uchen Erleichterungen nicht noch in Frage zu ſtellen. Das eigentliche Ziel, die 
Einrichtung eines einheitliben Portoſatzes, darf allerdings nie aus dem Auge 
verloren werden. 2 

Es wird die Specialdiscuſſion über § 1 eröffnet. 

Reg.⸗Comm. v. Philipsborn: In Ihrer Commiſſion it der Vorſchlag 
gemacht, das Zuſchlagsporto auf die Entfernung von 5—10 Meilen fallen zu 

aſſen, nach reiflicher Erwägung muß die Regierung ſich außer Stande erllä⸗ 

ren, dieſem Amendement beizutreten. Es wird im Allgemeinen dies Geſetz 
ſich kennzeichnen durch die Einführung des Zuſchlages bei dem Porto für un⸗ 
frankirte Briefe: dieſer Zuſchlag iſt vielfach aus den Kreiſen des Geſchäfts⸗ 
lebens bei der Poſtverwaltung ſelbſt angeregt worden. Die Poſtverwaltung 
ſelbſt legt Gewicht darauf, daß dem Frankiren der Briefe Vorſchub geleiſtet 
werde, weil dadurch die Expedition eine weſentlich einfachere und leichtere, die 

Rechnungscontrole eine ungleich eingeſchränktere wird, und alle dieſe Vortheile 

ſchließlich nicht nur dem Staate, ſondern auch bei der Expedition ſelbſt dem 

Publikum zu ſtatten kommen. 

Ein dauernder Vortheil für die Staatskaſſe durch dieſen Zuſchlag wird 
nicht beabſichtigt; die Regierung rechnet nun darauf, daß das Zuſchlagsporto 
dazu beitragen werde, das Frankiren zu begünſtigen und daß wir ſchließlich 
nahezu in praxi dazu gelangen werden, daß in der That faſt alle Briefe bis 
zu einer Entfernung von 20 Meilen frankirt, alſo für 1 Sgr. verſandt wer⸗ 
den, mithin daſſelbe erreichen, was durch Aufrechterhaltung des Zuſchlages 
bon 1 Sgr. nach dem Amendement auf die Entfernung bis zu 10 Meilen ge⸗ 
ſichert werden ſoll. Die Regierung wunſcht aber eine Sicherſtellung zu haben, 
daß die Frankirung eintrete, und ſie wünſcht dieſen Dienſt nicht auch für un⸗ 
ſrankirte Briefe leiſten zu müſſen. Es iſt bervorgehoben worden, daß es hart 

ei, die Anzahl unfranlırter Briefe, die noch übrig bleiben werden, mit dem 
orto von 2 Sgr. zu belegen. Nach der Erfahrung in anderen Ländern hat 
ſich die Zahl der unfrankirten Brieſe außerordentlich vermindert. So iſt in 

Frankreich die Zahl der fraakirten Briefe jeit der Einführung dieſes Zuſchla⸗ 

ges um 43 Procent geſtiegen und in der großbritanniſchen Poſtverwaltung 

gehören ſeitdem die unfrankirten Briefe zu den Curioſitäten. Es iſt ferner 
geltend gemacht worden, daß die Behörden nicht beſtimmt werden könnten, in 
portopflichtigen Sachen frankirt an die Adreſſaten zu ſchreiben und letztere 
alſo ein höheres Porto würden bezahlen müſſen; dieſe Briefe bilden aber nach 
een Ermittelungen einen außerordentlich geringen Bruchtheil der Ges 
ammtcorreſpondenz, da ja dieſe Correſpondenz meiſt unter dem Rubrum 

„portofreie Juſtizſache“ geführt wird, ſo daß nur die Briefe der Verwaltungs⸗ 

behörden an Private übrig bleiben. 

Ferner iſt der Zuſchlag für Geldbriefe in den Entfernungen von fünf bis 
zehn Meilen drückend gefunden worden, welches durch Frankirung nicht abge: 
wandt werden könne. Die Regierung glaube, da das Einheitsporto noch nicht 
eingeführt werden kann, wenigſlens die Correſpondenten auf zwei Stufen be⸗ 
ſchränken zu müſſen. Und wenn ſpäter die Poſtverwaltung Verzeichniſſe der 
Drie bis zu 20 Meilen Entfernung ausgiebt, jo wird die angenehme Erleich⸗ 
terung eintreten, alle Portoſätze nach den übrigen Orten beurtheilen zu kön⸗ 
nen, welche im preußiſchen und einem großen Theil des ganzen deutſchen Poſt⸗ 

gebiets liegen. Ich glaubte, die Commiſſion ſei eigentlich nicht gegen den 

Fuschlag geweſen und man ſchien in der Einführung des Einheitsporto's in 

der bekannten Weiſe einen weſentlichen Fortſchritt zu erblicken. ' 

Dieſe Einführung würde auch die Rechnungscontrole weſentlich erleichtern. 
Aber dieſe Frage müſſen wir erſt einmal recht gründlich erwägen. In Groß⸗ 
britannien war im J. 1840 der außerordentlich rührigen engl. Poſtverwaltung 
die Aufgabe geſtellt, das Einheitsporto durchzuführen; es wurde das Porto 
don 1 Penny für frankirte und 2 Pence für unfrankirte Briefe eingeführt. 
Die engliſche Poſtverwaltung hat ſtets zu den Staatseinnahmen einen ange⸗ 
meſſenen Beitrag geleiſtet. al 

Nach dem amtlichen Material iſt der Netto-Ueberfchuß, der in dem letzten 

ahre vor Einführung der Portoreform, alſo im Jahre 1839, erzielt worden 
ſt, im Jahre 1862 noch nicht ganz wieder erreicht worden. In der Zwiſchen⸗ 
zeit hat die engliſche Verwaltung, wenn man nur die Revenue vom Jahre 

1839 zu Grunde legt, 93,856,466 Thlr. entbehren müſſen, und dabei iſt noch 

nicht einmal in Betracht gezogen, daß in dieſe Zwiſchenzeit der gewaltigſte 

Aufſchwung der Verkehrsmittel und der Induſtrie fällt, dem es vielleicht zu 

verdanken iſt, wenn die Poſtrevenue vom Jahre 1839 trotz der Reform im 

Jahre 1862 erreicht worden iſt. Es ift richtig, daß die engliſche Poſtderwal⸗ 

tung während dieſer Zeit auch viele Verträge mit dem Auslande geſchloſſen 

hat, daß fie große Einrichtungen zur Verbeſſerung des Dienſtes, zur Bewäl⸗ 
ligung größerer Maſſenſendungen hat treffen müſſen, die alle dem Lande 
jenſeits des Canals zu Statten gekommen ſind. Es iſt aber auch richtig, 
daß in derſelben 195 neue Verkehrszweige im Gebiete des großbritanniſchen 

oſtweſens geſchaffen wurden. Ich erinnere nur an die Güterpoſt. die in 

agland außeroldentliche Bedeutung hat, weil es bekanntlich keine Fahrpoſt 
giebt, und ich möchte, wenn ich das Alles gegen einander halte, unter wie⸗ 
derholter Anerkennung der Leiſtungsfähigkeit der Verwaltung, doch darauf 
zurüdkommen, daß der überwiegend große Theil jener 93 Mill. Thaler, die 
in den Revenuen entbehrt worden ſind, auf andere Weiſe unter großen Ver⸗ 
legenbeiten erſetzt werden mußte. 

Dies war das überwiegende Ergebniß des unmittelbaren Ueberganges zum 
Benny Porto in England. Wir bier würden allerdings bei unmittelbarer 
Einführung des Silbergroſchenſatzes jo großartige Ausfälle nicht haben, weil 
wir von 1839 bis 1862 Einrichtungen geiroffen haben, mit deren Hilſe auch 
größere Maſſen und Sendungen wohl überwältigt werden könnten, Einrich⸗ 
tungen, die überhaupt auf einen vervollkommneten Poſtverkehr berechnet find. 
Alle E michtungen vom Jahre 1839 an in England waren in dem Augen⸗ 
blick, wo jene Erweiterung des Verkehrs hervortrat, geſchaffen. 

Es iſt im Bericht dargelegt, daß die Regierung ſich ja immer mit verſchie⸗ 
denen Combingtionen beſchäftigt hat; es iſt dargelegt, daß wir durch die Ein⸗ 
führung des Silbergroſchenporto mit einem Zuſchlag für unfrankirte Briefe 
im erſten Jahre einen Ausfall von 682,66 Thlen, erleiden würden, daß, 
wenn der Zuſchlag erſt bei einer Henn von 5 Meilen erhoben würde, 
der Ausfall in einem Jahre 817,987 Thlr. betragen würde. Dabei iſt natür⸗ 
lich in Rechnung gezogen, daß dadurch die Correſpondenz vermehrt werden 
würde. Für die nächſten Jahre aber kann eine fo große regelmäßige Ver⸗ 
mehrung nicht mehr erwartet werden; mit dem einen Jahre wäre alſo die 
Sache nicht abgethan. Wie lange Zelt aber dazu gehören würde, um auch 
nach Ueberwindung der Mehrausgaben zu der früheren Nettoeinnahme zurück⸗ 
zukehren, kann ich Ihnen hier nicht vorrechnen 1 

Ich bitte aber die Mehrausgaben nicht zu unterſchätzen, welche durch das 
vermehrte Bedürfniß an expedirenden Beamten und Briefträgern erwachſen 
werden und welche dauernd find. Das Object, um das es ſich handelt, iſt 

faſt 1 Million. Auf die Betrachtung über den Ausfall können wir uns aber 
bei ſolchen Moderationen nicht beſchränken. Preußen nimmt jetzt eine derar⸗ 
tige Stellung ein und bildet einen ſo großen Complex im deutſchen Gebiet, 
daß es dabei rieſelbe Ermäßigung Ay für den Verkehr mit den ihm eng 
verbündeten Staaten in Ausſicht nehmen muß und da kommen wieder einige 

Ne hinzu, und es rechnen ſich ſchließlich Summen heraus, deren 
Ausgleich anderweilig vorher geſichert ſein muß. In Bezug der Erhöhung 

des Geldbrieſportos muß ich bemerken, daß bis 1844 daſſelde unabhängig von 

dem übrigen Porto normirt und die Taxe ſehr complicitt war; fpäter nahm 
man als Gewichtsporto das gewöhnliche Brieſporto zur le 

Die Anwendung dieſes Tarifs geſtaltete ſich auch ganz leidlich, aber man 

erkannte doch, daß eine Zeit kommen werde, wo es unmöglich ſei, jede Aen⸗ 
derung dis Briefportos ohne Weiteres auch in Wechſelwirkung zum Geld⸗ 
brieſporto fortbeſteben zu laſſen. Während das Gewichtsporto für die Expe⸗ 
dition und die Aſſecuranzgebühr für die Garantie die Entſchadigung gewähren 
Br ſchwand die Entſchädigung für die Expedition, ſobald das gewohnliche 
Brieſporto, welches noch für ganz andere Dienſte gerechnet wird, ermäßigt 
wurde. Wir können jetzt der Sache nicht mehr aus dem Wege gehen, und 
es würde ſich das noch eclatanter herausſtellen, wenn Sie ſich das Silber: 
groſchenporto eingeführt denken und das als Gewichtspotto für alle Eatſer⸗ 
— — zu Grunde legen, während ſich weſentliche Expeditionsarbeiten damit 
nden. 
Es konnte für Geldbriefe auf die Entfernung von 5 bis 10 Meilen ein 


Briefe beträgt. Sonſt hätte Jeder lieber einen gewöhnlichen Brief mit einer 
Werthsdeclaratſon verſeben, um den Zuſchlag für unſrankirte Briefe zu ver⸗ 
meiden. Dies Mißverhältniß iſt mit dem Juſchlage für unfrankirte Briefe 
und mit der Herabſetzung des Tarifs für gewöhnliche frankirte Briefe zum 
Bruch gelangt; darum war auch ein Minimalporto für Geldbrieſe nothwen⸗ 
wendig und deshalb haben wir beſtimmt, es ſolle für Geldbrieſe das Ge⸗ 
wichtsporto nach denjenigen Sätzen erhoben werden, welche für unfrankirte 
gewohnliche Briefe gelten. Es ſoll alſo die Anwendung des erleichterten Tas 


we 
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rifs von der Frankfrung abhängig gemacht werden, durch den Zuſchlag da⸗ 
genen ſoll nicht ein finanzieller Gewinn erzielt, ſondern nur die erwähnte 
irkung erreicht werden. Von dieſem Zuſchlage hat ſich die Regierung nicht 
abhalten laſſen durch die Erwägung, daß ja immer noch einzelne unfrankirte 
Briefe vorkommen, daß namentlich vortopflichtige Geſchäftsbriefe von Behör⸗ 
den den Zuſchlag erleiden werden. Die Vortheile dieſes Geſetzentwurfs über⸗ 
wiegen immer bei Weitem die erwähnten Nachtheile; er präjudicirt in keinem 
Falle der von Ibnen als Zielpunkt N Entwickelung. Aber mit 
einemmale das Einheitsporto einzuführen, iſt unmöglich. 

Dadurch bergeben Sie ſich nichts in Bezug der Exreichung Ihres Zieles, 
zu welcher der Geſetzentwurf den einzig möglichen Weg enthält, Die An: 
nahme des Amendements würde die Regierung dagegen für die Verwerfung 
des Geſetzes halten; Sie würden damit auf die ganze Erſparniß verzichten 
und deswegen doch nicht eher zum Einheitsſatze kommen. Genehmigen Sie 
daher die Vorlage unverändert 1 

Abg v. Vincke (Hagen) bittet nach dieſer Erklarung des Regierungs⸗ 
Commiſſarius die Commiſſionsvorſchläge abzulehnen, damit die Vortheile, die 
das Geſetz bringen ſoll, nicht gänzlich verloren gehen, wie es vor einiger 
Zeit mit dem Paßgeſetz geſchehen fei, das auch nur dadurch nicht zu Stande 
gekommen ſei, daß das Haus einen nicht ſehr bedeutenden Paſſus ge⸗ 
ſtrichen habe. y 5 

Abg. Lasker (für die Commiſſionsvorlage): Der Vergleich mit dem 
Paßgeſetz paßt nicht. Durch das Geſetz, wie es die Staatsregierung vor⸗ 
ſchl 15 wird ein Theil der Staatsbürger, und zwar gerade die ärmeren, zu 
Gunſten der anderen belaftet, indem eine Erböhung des bisherigen Porto- 
ſatzes für unfrankirte Briefe ſtipulirt wird. Die Staatsregierung hat ſelbſt 
angegeben, daß ſie dadurch jährlich 250,000 Thlr. gewinnt. Das Zuſchlags⸗ 
porto wird aber bauptſächlich die ärmeren Leute treifen. Ein Geſetz, das 
aber die höheren Klaſſen entlaſtet zu Ungunſten der Armeren, iſt ein ſchlech⸗ 
tes Geſetz. Wenn die Regierung nicht weiß, wie anders ſie den Ausfall 
decken ſoll, ſo wollen wir mit de? Reform lieber warten, als ver, ärmeren 
Leuten Mehrausgaben aufbürden. + 

Reg.⸗Commiſſar v. Philipsborn: Die Staatsregierung geht von der 
Vorausſetzung aus, daß nach Einführung des Zuſchlagsporto die Zahl der 
unfrankirten Briefe überhaupt auf ein Minimum verſchwinden wird. Die 
Mehreinnahme von 250,000 Thalern wird ſich wohl blos im erſten Jahre 
herausſtellen, dann aber progreſſiv finken. - 

Abg. Lasker: Ich möchte aber den Armen auch nicht für ein Jahr dieſe 
Strafe auferlegen. 4 , 

Abg. v. Binde (Hagen): Der Vorredner iſt den Beweis ſchuldig geblies 
ben, daß gerade die armen Leute von dem Zuſchlagsporto betroffen werden. 
Ein ſolcher Gegenſatz liegt gar nicht vor, und ſch will nicht ſagen, welche Ab⸗ 
ſichten er vielleicht bei Hervorhebung dieſes Gegenſatzes kat. 

Abg. Lasker proteſtirt gegen die „Schlußinſinuation“ des Vorredners. 

Abg. Cornely (für den Commilfionsantrag): Das Haus darf nun und 
nimmermehr dafür ſtimmen, daß für kleine Entfernungen ein höherer Porto⸗ 
ſatz als bisher eingeführt wird; der kleine Verkehr wird dadurch zu ſehr be⸗ 
laſtet und erſchwert. g 

Referent Abg. Becker: Es iſt bedauerlich, daß die Poſtverwaltung immer 
nur das fiscaliſche Intereſſe bervorhebt. Durch die Erhöhung des Portos 
für Sendungen in der Zone von 5— 10 Meilen wird der Briefverlebr, der 
in dieſer Zone ſchon abgenommen hat, noch mehr erſchwert und alſo noch 
mehr abnehmen. Die Portoerhöhung darf alſo nicht genehmigt werden. Die 
Concurrenz durch die Schmuggelpoſten wird ſonſt noch mehr zunehmen. Schon 
mit Rückſicht auf die neuerworbenen Länder (in Hannover z. B. beſteht ein 
einheitlicher Portoſatz von nur 1 Sgr.) dürfen ſolche Verkehrserſchwerungen 
nicht eintreten. Selbſt wenn die Regierung wirklich bei Annahme der Com⸗ 
miſſionsporlage das Zustandekommen des Geſetzes hinderte, müſſe man doch 
dafür ſtimmen, da die Postverwaltung ſich über kurz oder lang einer vollſtändi⸗ 
gen Rebifion in jenen nicht Portoverhältniſſen entziehen kann. 

Es wird darauf abgeſtimmt. § 1 der Commiſſionsvorla 
großer Majorität angenommen; dafür ſtimmt auch ein großer % 


ſervativen. 
Reg.⸗Comm. v. Philipsborn: Nachdem § 1 der Commiſſionsvorlage 


e wird mit 


die Majorität erlangt hat, legt die Staats⸗Regierung auf die Weſterberathung | B 


des Geſetzes kein Gewicht. 

Vicepräſident Stavenhagen erklärt, daß das Haus, da das Geſetz nicht 
förmlich zurückgezogen ſei, doch in der Berathung Tor abe werde. 

Ref, Abg. Becker empfiehlt den $ 2 der Commiſſionsvorlage. Derſelbe 
wird gleichfalls angenommen. 2 a 

ie 88 3, 4 und 5, die mit der Regierungsvorlage gleichlautend find, wer⸗ 
den gleichfalls und darauf das ganze Geſetz mit großer Majorität ange: 
nommen. 
werden ſodann auf Vorſchlag der Commiſſion der Regierung als Material 
bei der weiteren Reviſton der 2 0 überwieſen. 

Die von der Commiſſion vorgeſch 0 
aufzufordern, einen einheitlichen Portoſatß von 1 Sgr. für frankirte und von 
2 Sgr. für unfrankirte Briefe zu normiren; auch das Stadtbriefporto auf 
vier Pfennige zu ermäßigen“, wird abgelehnt. 3 

Letzter Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht der Finanz⸗Commiſſion über 
den Geſetzentwurf, betreffend die den gemeinnühigen Actien⸗Bau⸗ 
Geſellſchaften zu bewilligende Sportel⸗ und Stempelfreiheit, Der 
Antrag der Commiſſton, dem Geſetzentwurf die verfaſſungsmäßige Geneh⸗ 
Be zu ertheilen, wird ohne Discuſſion genehmigt. (Ref. Abg. Krieger: 

erlin). 

N Kite Sitzung Donnerstag 10 Uhr. (T.⸗O.: mündlicher Bericht über 
den Antrag des Abg. Paur, betreffend die Bewilligung von Diäten und 
Reiſekoſten für die preußischen Abgeordneten zum norddeutſchen Parlament: 
Anträge des Abg. Lasker und von Bethmann⸗Holldeg auf Auſhebun 
der Beſchränkungen des Hypothekenzinsfußes; Wahlprüfungen; Petitionen. 
Schluß der Sitzung 3%, Übr. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 17. Januar. Die Budgeteommiſſion beſchloß in der 
Abendſitzung bei der Berathung der allgemeinen Rechnungen für 1862 
und 1863 über die Rechnungen für 1862 und 1863 dem Abgeord⸗ 
netenhauſe die Decharge⸗Ertheilung anzuempfehlen. 

London, 16. Jan. Geſtern brach das Eis auf dem Teiche in 
Regents⸗Park, auf welchem ſich etwa 200 Schlittſchuhläufer befanden. 
Gegen 20 Perſonen ertranken. Die Kälte hält im ganzen Lande an. 

Petersburg, 16. Jan. Das von verſchiedenen Zeitungen mitge⸗ 
theilte Gerücht, betreffend die Entſendung einer angeblichen engliſchen 
Note nach Petersburg, in welcher Reclamationen über den letzthin er⸗ 
laſſenen, Polen betreffenden kaiſ. Ukas erhoben wären, iſt vollkommen 
unbegründet. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 16. Jauuar, Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 69, 67% 
und ſchloß träge und unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 
91 gemeldet. Schluß⸗Courſe. Zproc. Rente 69, 50. Italfeniſche Sproc. 
Rente 54, 35. Zproc. Spanier —. Iptoc. Spanier —. Oeſterreich, Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Actien 388, 75. Credit⸗Mobilier⸗Actien 495, 00. Lomb. Eiſenbahn⸗ 
Actien 2 75. Oeſterr. Anl. de 1865 pr. ept. 310, 00, 6proc, Ver. St. 
pr, 1882 82. 

London, 16. Jan., Nachm. 4 Uhr. Schluß-Eourfe, Conſols 90%. 
1% Spanier 212. Sardinier 72. Italien. 5% Rente 53%. Lombarden 
15%. Mexicaner 18. 5 Ruſſen 87%, Neue Ruſſen 86%, Silber 60%. 
Türkische Anleihe 1865 29%. 6% Ber. St⸗Anleihe pr. 1882 7276. 

Frankfurt a. M., 16. Januar. 9 2 Uhr 20 Minuten. 
Feſte Haltung. Schluß⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 105% B. Ber⸗ 
liner Wechſel 105% B. Hamb. Wechſel 88% B. Londoner Wechſel 
118%. Pariſer Wechſel 94% B. Wiener Wechſel 88 7. Finnländiſche 
Anleihe 82 . Neue 289 Finnländ. Pfanpöriefe —. 8 Verein. Staat. 
Anl. pro 1882 76%. ſterreich. VBankantheile 642. Oeſterr. Credit⸗Actien 
141. Darmſt. Bank⸗Actien —. Darmſtädter Zettelbank —. Meininger 
Credit⸗Actien 94. Oeſterreich.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. 
Cliſabetbahn —. Böhmiſche Weſtbahn —. Rhein⸗Nahebabn —. 
bafen Bexbach 154%. Heſſiſche Lubwigsbahn — 5 ö ſterr. Anleihe von 
1859 57%. Böser Looſe 55%. 1860er Looſe 63%. 1864er Looſe 67% 
B. Bapiche Looſe 52% B. Kurheſſ, Loofe 52%. Baieriſche Prämien⸗An⸗ 
leihe 101%, Oeſterreich. Nationol⸗Anlehen 51. 5% Metalliques 43% B. 


44% Metalliques 37. 


Wien, 16. Januar. [Abendbörſe.] Staastbahn offerirt, ſonſt feſt. 
Creditactien 150 10. vlt 159, 36. 1860er Looſe 84, 30. edler 
75, 30. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staatsbahn 204, 90. Galizier 218, 75. Czerno⸗ 
witzer 183, 00 se 
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‚16, „Nachm, 2 Uhr 30 Min. Geſchäftslos w 
buten der Wolle, Sonne feſt. Valuten mangelnd. Schluß⸗Courſe: 


eil der Con⸗ Nase 


Verſchiedene Petitionen, die auf a zc. gerichtet find, |‘ 


agene Reſolution: „Die Staatsregierung 


National⸗Anleihe 52. Oeſterreich. Credit⸗Actien 59%. 
ereinsbank 109%. Nord 


634. Mexicaner — Verein 5 
Nele 114. Nordbahn 80. Altong⸗Kieler 133. Fin 
1864er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 86. 1866er Ruſſ. ier 

Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 2% pCt. 5 

Hamburg, 16. Jan. [Getreidemarkt.] Unverändert, feſt und ruhig. 
Weizen pr. Januar⸗Februar Pfd. netto 154 Bancothaler Br., er 
Ad., pr. Frübjaht 152% Br., 152 Gd. Roggen pr. Januar Februar 
Pfd. Brutto 92 Br., 90 Gd., pr. Frühjahr 91 Br., 90 Gd. Gel geſchäfts⸗ 
los, loco 25%, pr. Mai 26%, pr. Oct. 27. Kaffee 2000 Sack diverſe Rio 
und Santos berkauft. Zink matter. Schneegeſtöber. 

Liverpool, 16. Januar, Mittags. Baumwolle 8000 Ballen Umſatz. ere 
Stimmung. Middling Amerikaniſche 14%, middling Orleans 15 4, fair 
Dhollerah 12%, good middling fair Dhollerah 11%, middling Dhollerah 
11%, Bengal 8%, good fair Bengal 9%, Omra 12%. 

London, 16. Jan., Vorm. Aus Newyork vom 15. d. wird ferner ge: 
meldet: Der Eingang an Baumwolle in ſämmtlichen Häfen der Union betrug 
in der letzten Woche 55,000 Ballen. Nach Großbritannien wurden während 
derſelben Zeit 45,000 Ballen erportirt. j . 

Köln, 16. Januar. Nachmittag 1 Uhr. Schönes Wetter. Weizen ftill, 
loco 9, pr. März 8, 25, pr. Mai 8, 29. Roggen: behauptet loco 6, 5, 
pr. März 5, 25, pr. Mai 6,1. Rüböl: ruhig, loco 18 /, pr. Mai 18 %, 
pr. October 13 . Leinöl ſeſt, loco 13%. Ey 

. r 16, Januar. Petroleum, raffin. Type, weiß: feſt, 50 Frans 

er o. ; 
. London, 16. Januar. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher und 
fremder Weizen beſchränktes Geſchäft, Preiſe unverändert wie am vergan⸗ 
genen Montag. — Schönes Wetter. N 


Berliner Börse vom 16. Januar 1867. 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl. . 
Staats. Anl. von 1889 1868 
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Thermometer 


anuar. Wind: Weit. Wetter: ſchön. 
I feſter Stimmung blieben die Ans 


dub 2 Urach ite. 
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gebote zu behaupteten Preiſen 
Weizen gut behauptet, pr. 84 Pfd, ſchleſ. weißer 86 
96 Sgr., feinſte Sorte 2 bis 3 Sgr. Über Notiz 
ſcher weißer 86 —98 Sgr., gelber 86—96 Sgr., feinſie 
— Roggen in feſter Haltung, vr. 84 Pfp. 68—70 Sgr. ſeinſſe Sorte 
bezahlt. — Gerſte in feiner Waare gefragt, pr. 74 Pfd. 57- hr 
gelbe 49—55 Sgr., feine Sorten über Notis bezahlt. — Hafer ruhig, pe, 
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Verſammlung 7 


a der Mitglieder des Wahl Vereins 


Freitag den 18. Januar, Abends 8 Uhr, 
im Café restaurant. a 
Tagesordnung: Mittheilungen des Comite 8. — Fortſetzung der 
Berathung — und Abſtimmung über die der Wählerſchaft zum nord⸗ 
deutſchen Parlamente vorzuſchlagenden Abgeordneten. 
Breslau, den 16. Jannar 1867. Der Vorſtand. 


Verantwortlicher Red 
Drud von Stab. Wach un 
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